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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Finanzverwaltung hat mal wieder ihre Verwaltungsanweisung zur 

Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerker-

leistungen an die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs angepasst. 

Auch die Gesetzgebung arbeitet weiter auf Hochtouren. Neben Ände-

rungen beim Kindergeld ist ein Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz 

in Arbeit, das neben anderen Maßnahmen das steuerliche Bankge-

heimnis abschaffen soll. Alle Themen der neuen Ausgabe finden Sie 

wie immer in der Inhaltsübersicht: 
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 Feb Mär Apr 

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. - - 10. 

Lohnsteuer 10. 10. 10. 

Einkommensteuer - 10. - 

Körperschaftsteuer - 10. - 

Vergnügungsteuer 10. 10. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
13. 13. 13. 

Gewerbesteuer 15. - - 

Grundsteuer 15. - - 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
20. - - 

SV-Beitragsnachweis 22. 27. 24. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 24. 29. 26. 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Nichts anderes ist so schwer 

und so weitgreifend mit Fehlern 

belastet wie Gesetze.« 

Michel de Montaigne 

»Ich bin immer noch mit der 

lieben Einkommensteuer be-

schäftigt, deren Reglement in 

vielen Punkten so unbestimmt 

ist, dass wenige es verstehen« 

Theodor Fontane 
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Steuerbonus für haushaltsnahe Dienst- 
leistungen und Handwerkerleistungen 

Das Bundesfinanzministerium hat seine Verwaltungsanweisung 
zum Steuervorteil für haushaltsnahe Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen umfassend überarbeitet. 

Von Zeit zu Zeit passt das Bundesfinanzministerium seine Verwal-

tungsanweisungen an die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 

oder zwischenzeitlich erfolgte Gesetzesänderungen an. Bei der 

Steuerbegünstigung für haushaltsnahe Dienstleistungen und Hand-

werkerleistungen hat sich am Gesetz seit der letzten Aktualisie-

rung vor fast drei Jahren nichts geändert. Dafür hat der Bundesfi-

nanzhof in mehreren Verfahren neue Fragen beantwortet – fast 

durchweg im Sinn der Steuerzahler. 

Diese Urteile sind jetzt in das Schreiben des Ministeriums eingear-

beitet worden, sodass die Finanzämter nun mehr Leistungen für 

den Steuerbonus anerkennen. Das Schreiben enthält wie bisher ei-

ne lange Liste mit Beispielen zu begünstigten und nicht begünstig-

ten Leistungen. Die neue Fassung ist in allen noch offenen Fällen 

anzuwenden. Hier sind die wesentlichen Änderungen im Überblick: 

 Haushaltsbegriff: Der Begriff „im Haushalt“ kann auch das an-

grenzende Grundstück umfassen, sofern die Leistung dem eige-

nen Grundstück dient. Der dazu notwendige unmittelbare räum-

liche Zusammenhang liegt nur vor, wenn beide Grundstücke ei-

ne gemeinsame Grenze haben oder dieser durch eine Grund-

dienstbarkeit vermittelt wird. Somit können beispielsweise 

Lohnkosten für den Winterdienst auf öffentlichen Gehwegen vor 

dem eigenen Grundstück als haushaltsnahe Dienstleistungen be-

rücksichtigt werden. 

 Funktionsprüfung: Die 

Prüfung der ordnungsge-

mäßen Funktion einer An-

lage ist ebenso eine Hand-

werkerleistung, wie die 

Beseitigung eines bereits 

eingetretenen Schadens 

oder Maßnahmen zur vor-

beugenden Schadensabwehr. Es ist nicht erforderlich, dass eine 

Reparatur- oder Instandhaltungsmaßnahme unmittelbar folgt. 

Das gilt auch dann, wenn der Handwerker über den ordnungs-

gemäßen Istzustand eine Bescheinigung für amtliche Zwecke er-

stellt. Somit können beispielsweise die Dichtheitsprüfungen von 

Abwasserleitungen, Kontrollmaßnahmen des TÜVs bei Fahrstüh-

len oder auch die Kontrolle von Blitzschutzanlagen begünstigt 

sein. Rein gutachterliche Tätigkeiten wie zum Beispiel eine 

Wertermittlung, die Erstellung eines Energiepasses oder Tätig-

keiten im Zusammenhang mit einer Finanzierung sind dagegen 

weiterhin nicht begünstig. 

 Notrufsystem: Für ein mit der Betreuungspauschale abgegolte-

nes Notrufsystem, das innerhalb einer Wohnung im Rahmen des 

„Betreuten Wohnens" Hilfeleistung rund um die Uhr sicherstellt, 

kann laut dem überarbeiteten Anwendungsschreiben ebenfalls 

die Steuerermäßigung in Anspruch genommen werden. Wird die 

Bereitschaft auf Erbringung einer Leistung im Bedarfsfall dage-

gen als eigenständige Leistung vergütet, ist sie nicht begünstigt. 

Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Bereitschaftsdienst Ne-

benleistung einer ansonsten begünstigten Hauptleistung ist. 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Änderungen bei der 
Kraftfahrzeugsteuer 

Die Bundesregierung hat eine Änderung 

der Kfz-Steuer auf den Weg gebracht, um 

die Einführung der Pkw-Maut vorzuberei-

ten und den Bedenken der EU-Kommission 

hinsichtlich der Einführung der Infrastruk-

turabgabe Rechnung zu tragen. Für be-

sonders schadstoffarme Euro-6-Pkw gibt 

es eine Entlastung, die über der Infra-

strukturabgabe liegt. Konkret werden die 

Steuerentlastungsbeträge je angefangene 

100 Kubikzentimeter Hubraum von bisher 

2,00 Euro auf 2,32 Euro bei Benzinern und 

von bisher 5,00 Euro auf 5,32 Euro bei 

Dieselmotoren erhöht. In den ersten zwei 

Jahren ab dem Beginn der Abgabenerhe-

bung beträgt die Steuerentlastung je an-

gefangene 100 Kubikzentimeter Hubraum 

sogar 2,45 Euro für Benzinmotoren und 

5,45 Euro für Dieselmotoren. 

 

Befristete Verrechnung von Alt-
verlusten ist verfassungsgemäß 

Vor der Einführung der Abgeltungsteuer 

aufgelaufene Altverluste aus Wertpapier-

geschäften konnten nur bis 2013 mit Ge-

winnen aus Aktienverkäufen verrechnet 

werden. Seither ist nur noch eine Ver-

rechnung mit Gewinnen aus privaten Ver-

äußerungsgeschäften (Spekulationsgewin-

ne mit Grundstücken etc.) möglich. Der 

Bundesfinanzhof hat gegen diese Befris-

tung keine verfassungsrechtlichen Beden-

ken. Durch die Befristung erfolgte kein 

verfassungswidriger genereller Ausschluss 

der Verlustverrechnung, meint das Ge-

richt. Der Gesetzgeber hat das Recht, den 

Systemwechsel zur Abgeltungsteuer in 

überschaubarer Zeit abzuschließen. 

 

Vorsicht vor E-Mails im Namen des 
Bundeszentralamtes für Steuern 

Aktuell versuchen Betrüger, per E-Mail an 

Konto- und Kreditkarteninformationen 

von Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern 

zu gelangen.  Sie geben sich als „Bundes-

zentralamt für Steuern“ aus und behaup-

ten, der Empfänger habe Anspruch auf ei-

ne Steuererstattung. Um diese zu erhal-

ten, müsse ein in der E-Mail verlinktes 

Formular ausgefüllt werden. Das Bundes-

zentralamt für Steuern (BZSt) warnt da-

vor, auf solche oder ähnliche E-Mails zu 

reagieren, da Aufforderungen zur Bean-

tragung von Steuererstattungen nicht per 

E-Mail verschickt und Kontenverbindungen 

nie in dieser Form abgefragt werden. 



 3 

 Haustierbetreuung: Wer seine Haustiere zu Hause versorgen 

und betreuen lässt, hat nun auch Anspruch auf den Steuervor-

teil, da Tätigkeiten wie das Füttern, die Fellpflege, das Ausfüh-

ren und die sonstige Beschäftigung des Tieres als haushaltsnahe 

Dienstleistungen anerkannt werden können. Leistungen außer-

halb des Haushalts, insbesondere die Unterbringung in einer 

Tierpension, sind jedoch weiterhin nicht begünstigt. 

 Erschließungskosten: Auch Hausanschlusskosten an die Ver- 

und Entsorgungsnetze können im Rahmen der Steuerermäßigung 

begünstigt sein. Das beauftragte Unternehmen muss nicht in die 

Handwerksrolle eingetragen sein. Auch Kleinunternehmer oder 

die öffentliche Hand können steuerbegünstigte Handwerkerleis-

tungen erbringen. Maßnahmen, die von der öffentlichen Hand 

oder einem von ihr beauftragten Dritten auf gesetzlicher Grund-

lage erbracht und mit dem Hauseigentümer nach öffentlich-

rechtlichen Kriterien abgerechnet werden, sind jedoch laut 

dem Schreiben nicht begünstigt. Diesen letzten Punkt hat der 

Bundesfinanzhof allerdings anders bewertet. 

 Arbeitskostenschätzung: Eine Entscheidung des Bundesfinanz-

hofs hat das Ministerium nicht in vollem Umfang in sein aktuali-

siertes Schreiben übernommen. Während die Richter keine Ein-

wände gegen eine sachgerechte Schätzung der Arbeitskosten 

haben, sofern sich diese nicht aus der Rechnung eindeutig er-

geben, hält das Ministerium weiter daran fest, dass eine Schät-

zung der Arbeitskosten grundsätzlich nicht zulässig ist.  

 

Kampf gegen Steuerbetrug mit Briefkastenfirmen 

Ein neues Gesetz bringt neben umfassenden Mitteilungs- und 
Anzeigepflichten für Geschäftsbeziehungen ins Ausland auch 
eine generelle Abschaffung des steuerlichen Bankgeheimnisses. 

Noch im Dezember hat die Bundesregierung den Entwurf eines 

„Gesetzes zur Bekämpfung der Steuerumgehung und zur Änderung 

weiterer steuerlicher Vorschriften“ beschlossen und an den Bun-

destag weitergeleitet. Das 

Gesetz ist die Konsequenz aus 

den 2016 bekannt geworde-

nen „Panama Papers“. 

Mit dem Gesetz sollen die 

Möglichkeiten inländischer 

Steuerzahler zur Steuerumge-

hung über Briefkastenfirmen 

in Steueroasen deutlich er-

schwert werden. Dafür werden erweiterte Mitwirkungspflichten 

der Steuerpflichtigen, neue Anzeigepflichten der Banken und um-

fassendere Ermittlungsbefugnisse der Finanzverwaltung eingeführt. 

Es ist vor allem dieser letzte Punkt, der Folgen für alle Steuerzah-

ler hat, auch wenn sie keine Geschäftsbeziehungen ins Ausland un-

terhalten. Lediglich eine anlasslose „Rasterfahndung“ bei den 

Banken bleibt auch weiterhin ausgeschlossen. 

Daneben enthält das Gesetz noch einige kleinere Korrekturen im 

Steuerrecht, die auf Urteile des Europäischen Gerichtshofs zurück-

gehen. In erster Linie sind dies Änderungen bei den Erbschaftsteu-

erfreibeträgen für beschränkt Steuerpflichtige. Das Gesetz wird 

jetzt von Bundestag und Bundesrat beraten und soll nach der Ver-

abschiedung umgehend in Kraft treten. Die wesentlichen Inhalte 

haben wir im Folgenden für Sie zusammengefasst. 

Spendenbescheinigung per E-Mail 

Der Spendenempfänger kann ab 2017 mit 

Zustimmung des Spenders die Spende 

auch direkt an die Finanzverwaltung mel-

den. Die gesetzliche Grundlage dafür 

wurde im letzten Jahr geschaffen. Zusätz-

lich hat das Bundesfinanzministerium nun 

mit einer Verwaltungsanweisung die Mög-

lichkeit eröffnet, Spendenbescheinigun-

gen auch per E-Mail zu versenden. Ge-

meinnützige Organisationen, die dem zu-

ständigen Finanzamt die Nutzung eines 

Verfahrens zur maschinellen Erstellung 

von Zuwendungsbestätigungen angezeigt 

haben, können die maschinell erstellten 

Zuwendungsbestätigungen daher auch auf 

elektronischem Weg in Form schreibge-

schützter Dokumente an die Spender 

übermitteln. Für den Sonderausgabenab-

zug spielt es dann keine Rolle, dass der 

Zuwendungsempfänger den Ausdruck 

nicht selbst übernimmt, sondern dem 

Spender überlässt. 

 

Abgrenzung benachbarter Gebäu-
de bei der Drei-Objekt-Grenze 

Die von der Rechtsprechung entwickelte 

Drei-Objekt-Grenze führt dazu, dass der 

Verkauf von mehr als drei Immobilien in-

nerhalb von fünf Jahren als gewerblicher 

Grundstückshandel gelten kann. Dabei 

sind aneinander grenzende Mehrfamilien-

häuser, die selbstständig nutz- und veräu-

ßerbar sind, grundsätzlich einzeln zu zäh-

len und können nach einem Urteil des Fi-

nanzgerichts Düsseldorf auch durch eine 

Vereinigung im Grundbuch nicht zu einem 

einzigen Objekt werden. 

 

Zahlungen des Arbeitnehmers für 
Betriebskosten des Dienstwagens 

Zahlt der Arbeitnehmer an den Arbeitge-

ber für die private Nutzung des Dienstwa-

gens ein Nutzungsentgelt, mindert sich 

der steuerpflichtige geldwerte Vorteil 

entsprechend. Nach einem Urteil des 

Bundesfinanzhofs gilt das Gleiche, wenn 

der Arbeitnehmer statt eines pauschalen 

Nutzungsentgelts einzelne Kosten des 

Dienstwagens trägt (z.B. die Betankung), 

und zwar auch dann, wenn die private 

Nutzung nach der 1 %-Regelung ermittelt 

und versteuert wird. Eine Berücksichti-

gung der selbst getragenen Aufwendungen 

beim Arbeitnehmer kommt allerdings nur 

in Frage, wenn er den geltend gemachten 

Aufwand im Einzelnen umfassend darlegt 

und belastbar nachweist. Außerdem kann 

der geldwerte Vorteil maximal auf 0 Euro 

sinken, darüber hinausgehende Zahlungen 

können nicht abgezogen werden. 
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 Anzeigepflicht: Steuerzahler müssen künftig ihre Geschäftsbe-

ziehungen zu Drittstaat-Gesellschaften anzeigen – und zwar un-

abhängig davon, ob sie am Unternehmen formal beteiligt sind. 

Als Drittstaat-Gesellschaften gelten alle Gesellschaften mit Sitz 

oder Geschäftsleitung in Staaten oder Territorien außerhalb der 

Europäischen Union oder der Europäischen Freihandelsassozia-

tion. Unerheblich ist, ob und ggf. in welchem Umfang diese Ge-

sellschaften nennenswerte wirtschaftliche Aktivitäten entfalten. 

Im Falle einer vorsätzlichen oder leichtfertigen Verletzung die-

ser Anzeigepflicht droht ein Bußgeld von bis zu 25.000 Euro. 

Außerdem hemmt die Pflichtverletzung den Anlauf der steuerli-

chen Festsetzungsfrist und damit die Verjährung. 

 Mitteilungspflicht der Bank: Banken sollen den Finanzbehörden 

künftig von ihnen hergestellte oder vermittelte Geschäftsbezie-

hungen inländischer Steuerpflichtiger zu Drittstaat-Gesellschaf-

ten unter bestimmten Voraussetzungen mitteilen müssen. Im 

Falle einer vorsätzlichen oder leichtfertigen Verletzung dieser 

Mitwirkungspflicht sollen die Finanzinstitute für dadurch verur-

sachte Steuerausfälle haften. Zudem wird auch hier ein Bußgeld 

von bis zu 25.000 Euro im 

Fall einer Pflichtverletzung 

eingeführt. 

 Bankgeheimnis: Das soge-

nannte steuerliche Bank-

geheimnis wird ersatzlos 

aufgehoben. Banken haben 

dann bei der Mitwirkung 

zur Aufklärung des steuer-

lichen Sachverhalts gegenüber den Finanzbehörden dieselben 

Rechte und Pflichten wie andere auskunftspflichtige Personen. 

Die Finanzämter können daher künftig ohne die bislang gelten-

den Einschränkungen einzelne Auskunftsersuchen oder Sammel-

auskunftsersuchen genauso an inländische Banken richten wie 

sie es bisher schon bei anderen Personen dürfen. Anlasslose Er-

mittlungen bei Banken sollen aber auch künftig unzulässig sein. 

 Kontenabrufverfahren: Das automatisierte Kontenabrufverfah-

ren für Besteuerungszwecke soll erweitert werden, um ermit-

teln zu können, in welchen Fällen ein inländischer Steuerzahler 

Verfügungsberechtigter oder wirtschaftlich Berechtigter eines 

Kontos oder Depots einer natürlichen Person, Gesellschaft, Kör-

perschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse mit Sitz 

außerhalb des Geltungsbereichs der Abgabenordnung ist. Nach 

der Auflösung eines Kontos müssen die Banken die Daten künftig 

zehn Jahre speichern. 

 Legitimationsprüfung: Bei der Legitimationsprüfung sollen die 

Banken auch das steuerliche Identifikationsmerkmal (Steuer-

identnummer) des Kontoinhabers, jedes anderen Verfügungsbe-

rechtigten sowie jedes anderen wirtschaftlich Berechtigten er-

fragen und aufzeichnen. Die Finanzbehörden können diese Da-

ten dann im Kontenabrufverfahren erfragen. 

 Aufbewahrungspflicht: Es wird eine neue Aufbewahrungspflicht 

für alle Personen geschaffen, die allein oder zusammen mit na-

hestehenden Personen unmittelbar oder mittelbar einen be-

stimmenden Einfluss auf die gesellschaftsrechtlichen, finanziel-

len oder geschäftlichen Angelegenheiten einer Drittstaat-Ge-

sellschaft ausüben können. Aufzeichnungen und Unterlagen 

über diese Geschäftsbeziehung und alle damit verbundenen 

Einnahmen und Ausgaben müssen sechs Jahre lang aufbewahrt 

Teilabzugsverbot durch 
verdeckte Gewinnausschüttung 

Für Gewinne und Verluste aus der Beteili-

gung an einer GmbH gilt das Teilein-

künfteverfahren. Das Teilabzugsverbot für 

einen Veräußerungsverlust kommt nur 

dann nicht zur Anwendung, wenn durch 

die Beteiligung keinerlei Einnahmen er-

zielt worden sind. Schon eine bestands-

kräftig festgestellte verdeckte Gewinn-

ausschüttung ist aber eine solche Einnah-

me, hat das Finanzgericht Köln entschie-

den, womit das Teilabzugsverbot greift. 

 

Sale-and-lease-back-Geschäfte als 
umsatzsteuerpflichtige Gestaltung 

Zu Sale-and-lease-back-Geschäften hatte 

der Bundesfinanzhof entschieden, dass 

keine umsatzsteuerfreie Kreditgewährung 

vorliegt, wenn die Anschaffung beim Lea-

singgeber überwiegend durch ein Darle-

hen des Leasingnehmers finanziert wird. 

Diese Konstellation ist eine umsatzsteuer-

pflichtige Leistung des Leasinggebers, de-

ren Schwerpunkt in der Mitwirkung an ei-

ner bilanziellen Gestaltung des Leasing-

nehmers liegt. Das Bundesfinanzministe-

rium hat dieses Urteil nun in den Umsatz-

steuer-Anwendungserlass eingearbeitet. 

 

Bundesfinanzhof kippt 
den Sanierungserlass 

Ein Sanierungsgewinn durch den Verzicht 

eines Gläubigers auf Teile seiner Forde-

rung ist grundsätzlich steuerpflichtig. 

Weil durch die Steuerlast aber dem Ziel 

der Sanierung des Unternehmens entge-

gengewirkt wird, gab es bis 1997 eine ge-

setzliche Regelung, nach der Sanierungs-

gewinne unter bestimmten Voraussetzun-

gen steuerfrei waren. Damit eine erfolg-

reiche Sanierung weiter möglich bleibt, 

hat das Bundesfinanzministerium in einer 

Verwaltungsanweisung den Erlass der auf 

den Sanierungsgewinn entfallenden Steu-

ern aus Billigkeitsgründen geregelt. Die-

sen Sanierungserlass hat der Große Senat 

des Bundesfinanzhofs nun verworfen, weil 

er nach Meinung der Richter gegen den 

Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Ver-

waltung verstößt. Mit anderen Worten: 

Nur der Gesetzgeber ist berechtigt, eine 

generelle Steuerbefreiung für einen be-

stimmten Sachverhalt  wie beispielsweise 

den Sanierungsgewinn zu regeln. Bis es zu 

einer – möglicherweise rückwirkenden – 

gesetzlichen Neuregelung kommt, bleibt 

betroffenen Unternehmen nur die Mög-

lichkeit, im Einzelfall den Erlass der Steu-

er aus besonderen, persönlichen Billig-

keitsgründen zu beantragen. 
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werden. Außerdem ist bei den Betroffenen künftig auch ohne 

besondere Begründung eine Außenprüfung zulässig. 

 Steuerhinterziehung: Künftig soll ein besonders schwerer Fall 

von Steuerhinterziehung unter anderem dann vorliegen, wenn 

der Steuerzahler eine Drittstaat-Gesellschaft zur Verschleierung 

steuerlich relevanter Tatsachen nutzt und auf diese Weise fort-

gesetzt Steuern hinterzieht oder nicht gerechtfertigte Steuer-

vorteile erlangt. Dafür gilt ebenfalls die zehnjährige Verjäh-

rungsfrist für die Strafverfolgung. 

 Verjährung: Die Zahlungsverjährungsfrist bei Steuerhinterzie-

hung soll allgemein von fünf auf zehn Jahre verlängert werden. 

 Erbschaftsteuerfreibeträge: Wenn nur das Vermögen in 

Deutschland liegt, aber Schenker/Erblasser und Empfän-

ger/Erbe ihren Wohnsitz beide im Ausland haben, gibt es bisher 

nur einen Freibetrag von 2.000 Euro für dieses Vermögen – un-

abhängig vom Verwandtschaftsgrad. Zwar kann der Empfänger 

oder Erbe beantragen, den Vorgang als unbeschränkt steuer-

pflichtig zu behandeln. Dann stehen ihm die entsprechend hö-

heren Freibeträge von bis zu 500.000 Euro zu, aber dafür ist 

dann auch das gesamte Vermögen erbschaftsteuerpflichtig, und 

nicht nur der Teil, der sich in Deutschland befindet. Diese An-

tragsmöglichkeit hat dem Europäischen Gerichtshof jedoch 

nicht genügt. Daher erhalten nun auch beschränkt Steuerpflich-

tige die allgemeinen Freibeträge. Diese werden jedoch anteilig 

gekürzt, wenn nicht das gesamte ererbte oder erhaltene Ver-

mögen, sondern nur das darin enthaltene Inlandsvermögen ver-

steuert wird. 

 Versorgungsfreibetrag: Der sogenannte „besondere Versor-

gungsfreibetrag“ bei der Erbschaftsteuer steht dem überleben-

den Ehegatten oder Lebenspartner und den Kindern bisher nur 

bei einer unbeschränkten Steuerpflicht zu. Auch hier hat der 

Europäische Gerichtshof Einwände geltend gemacht, weshalb 

nun alle Erben Anspruch auf den Versorgungsfreibetrag haben, 

auch wenn sie nur beschränkt steuerpflichtig sind.  

 

Anpassung kindergeldrechtlicher Regelungen 

Das Kindergeld für Kinder im Ausland soll auf die dortigen Le-
benshaltungskosten angepasst werden. Zudem sind Anträge in 
allen Fällen nur noch sechs Monate rückwirkend möglich. 

Als Folge der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs be-

kommen die Familienkassen in den letzten Jahren zunehmend 

auch Kindergeldanträge von EU-Bürgern, deren Kinder in einem 

anderen EU-Staat wohnen 

und für die dort ein Kinder-

geldanspruch besteht. Die 

Ansprüche werden entspre-

chend der im Steuerrecht all-

gemein geltenden Festset-

zungsverjährungsfrist oft für 

die zurückliegenden vier Jah-

re geltend gemacht. Die Fest-

setzung des Kindergeldes in 

diesen Fällen ist sehr aufwändig, da in der Regel die ausländische 

Familienleistung geprüft und angerechnet werden muss. 

Mit dem Entwurf eines „Gesetzes zur Anpassung kindergeldrechtli-

cher Regelungen“ soll nun insbesondere die Möglichkeit eingeführt 

Beginn des Zinslaufs für 
Hinterziehungszinsen 

Bei hinterzogenen Steuern werden zusätz-

lich Hinterziehungszinsen fällig. Während 

der Zinssatz im Gesetz eindeutig geregelt 

ist, ist der Zeitpunkt, ab dem Zinsen be-

rechnet werden, nicht immer so eindeu-

tig. Bei der Schenkungsteuer beginnt der 

Zinslauf nach Ansicht des Finanzgerichts 

Münster zwölf Monate nach der nicht ge-

meldeten Schenkung. Das entspreche der 

dreimonatigen Anzeigefrist zuzüglich der 

durchschnittlichen Bearbeitungsdauer für 

eine Schenkungsteuererklärung. 

 

Pauschaler Schadensersatz auch 
für verspätete Lohnzahlungen 

Seit 2014 hat der Gläubiger bei einer ver-

späteten Zahlung Anspruch auf einen pau-

schalen Schadensersatz von 40 Euro zu-

sätzlich zum Ersatz des konkreten Ver-

zugsschadens. Einzige Voraussetzung ist, 

dass der Schuldner kein Verbraucher ist. 

Da ein Arbeitgeber diese Voraussetzung in 

aller Regel erfüllt, ist das Landesarbeits-

gericht Köln zu dem Ergebnis gelangt, 

dass der pauschale Schadensersatz auch 

bei einer verspäteten Lohnzahlung fällig 

werden kann. Einen Grund für eine Aus-

nahme im Arbeitsrecht sah das Gericht 

nicht. Die Entscheidung ist auch im Zu-

sammenhang mit der Einhaltung der Min-

destlohnvorgaben von Bedeutung: Da ein 

gesetzlicher Anspruch auf den Mindest-

lohn besteht, gerät der Arbeitgeber bei 

einer Unterschreitung automatisch in Ver-

zug, auch wenn er die im Arbeitsvertrag 

vereinbarten Zahlungen pünktlich leistet. 

 

ELSTER-Pflicht gilt nicht 
für Kleinstbetrieb 

Alle Gewerbetreibenden, Freiberufler und 

Land- und Forstwirte müssen seit 2011 ih-

re Steuererklärung grundsätzlich elektro-

nisch ans Finanzamt übermitteln. Eine 

Ausnahme kann das Finanzamt dann ge-

nehmigen, wenn diese Pflicht mit einer 

unbilligen Härte verbunden wäre. Im Ge-

gensatz zum Finanzamt sieht das Finanz-

gericht Rheinland-Pfalz einen solchen 

Härtefall bei einem Kleinstbetrieb grund-

sätzlich als gegeben an, wenn die Kosten 

für die Anschaffung eines Computers samt 

Internetanschluss in keiner wirtschaftlich 

sinnvollen Relation zu den betrieblichen 

Einkünften stehen. Geklagt hatte ein 

selbstständiger Zeitungszusteller mit ei-

nem jährlichen Gewinn unter 3.000 Euro. 

Das Finanzamt hat das Urteil allerdings 

nicht akzeptiert und will beim Bundesfi-

nanzhof die Revision erreichen. 
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werden, für ein Kind, für das in Deutschland ein Kindergeldan-

spruch besteht, dessen Wohnsitz sich aber in einem anderen EU-

Mitgliedstaat befindet, die Höhe des Kindergeldes an die Lebens-

haltungskosten des Wohnsitzstaates anzupassen. Diese Änderung 

soll allerdings erst in Kraft treten, wenn die unionsrechtlichen Vo-

raussetzungen dafür geschaffen sind. 

Zusätzlich soll ab 2018 eine Begrenzung der Rückwirkung eines 

Kindergeldantrags auf sechs Monate eingeführt werden. Diese Än-

derung betrifft alle Anträge, ist also nicht auf den Fall beschränkt, 

dass das Kind im Ausland lebt. Schließlich enthält das Gesetz noch 

eine rechtliche Grundlage für die Übermittlung von Meldedaten 

durch das Bundeszentralamt für Steuern an die Familienkassen, 

falls ein Kind ins Ausland gezogen oder von Amts wegen von der 

Meldebehörde abgemeldet wurde.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Anforderungen an rückwirkende 
Rechnungsberichtigung 

Der Bundesfinanzhof hat die Entscheidung 

des Europäischen Gerichtshofs übernom-

men, dass eine Rechnungsberichtigung 

grundsätzlich rückwirkend möglich ist. 

Nach dem Urteil ist eine Rechnung dann 

berichtigungsfähig, wenn sie zumindest 

Angaben zum Rechnungsaussteller und 

Leistungsempfänger, zum Entgelt und zur 

gesondert ausgewiesenen Umsatzsteuer 

sowie zur Leistungsbeschreibung enthält. 

Anders sieht es nach einem Urteil des Fi-

nanzgerichts Münster aus, wenn die ur-

sprüngliche Rechnung nicht die gesetzli-

chen Mindestanforderungen erfüllt. In 

diesem Fall sei die korrigierte Rechnung 

keine berichtigte Rechnung, sondern eine 

Erstrechnung, die auch erst ab diesem 

Zeitpunkt zum Vorsteuerabzug berechtigt. 

 

 

 

 


